
 
Ziel bleibt Abschaffung der Zwangsbeiträge 
 
Ralf Kalich (Die Linke) in einer Bürger-Runde 
 
Hirschberg (OTZ/U.L.). "Unser Ziel ist eindeutig die Abschaffung der Zwangsbeiträge". diese 
Aussage traf Landtagsabgeordneter Ralf Kalich (PDS/Die Linke) am Montag bei einer durch die 
Bürgerinitiative (BI) Hirschberg und die Interessengemeinschaft (IG) Gefell für 
Hochwasserschutz und gegen unsoziale Zwangsbeiträge organisierten Veranstaltung im 
Kulturhaus. BI und IG hatten dieses Forum auf den Weg gebracht, um von den 
Landtagskandidaten aus der Region vor der Wahl einmal deren Standpunkt zu dieser vielen 
Bürgern unter den Nägeln brennenden Frage zu erfahren. Peter Kösser kündigte an, dass für 
den April eine Zusammenkunft in gleicher Angelegenheit mit dem CDU-Kandidaten Siegfried 
Wetzel in Gefell geplant ist.  

In Frage stellte Ralf Kalich aber die Machbarkeit dieser Abschaffung mit der SPD als Partner, 
da diese Partei zu dem Thema grundsätzlich anderer Meinung sei. "Wir brauchen eine 
Finanzierung für die Kommunen, welche die Finanzausfälle - die die Abschaffung dieser 
Zwangsbeiträge mit sich bringt - ausgleicht. Die Kommunen müssen von irgend etwas leben. 
Wir können nicht so tun, als ob Investitionen in die Infrastruktur in den einzelnen Kommunen 
nicht notwendig sind", stellte Kalich fest. 

Für die Finanzierung des Straßenausbaus favorisierte der Blankensteiner das 
Verursacherprinzip. "Der, der die Straßen kaputt macht, muss sie auch bezahlen." Vorstellbar 
wäre für ihn, dass über die Kfz-Steuer oder ähnliches eine Finanzierung der 
Straßeninstandsetzung durch die öffentliche Hand getätigt werden könnte. Für die Erhebung 
von Straßenausbaubeiträgen - das unterstrich Ralf Kalich - müssen auch in Thüringen 
zumindest die sächsischen Regelungen gelten, wonach die Gemeinden selbst entscheiden 
können, ob und in welcher Höhe sie Beiträge erheben. Als mittelfristiges Ziel stehe aber deren 
gänzliche Abschaffung unter der Maßgabe eines Ersatzes für die Einnahmeausfälle der 
Kommunen. 

Auch Peter Kösser (BI Hirschberg) unterstrich an diesem Abend, dass hier unbedingt eine 
Änderung herbeigeführt werden muss. Er rührte die Werbetrommel für eine am 7. Mai in Erfurt 
geplante Demo für die Abschaffung der Zwangsbeiträge. "Wir müssen sehen, dass wir aus 
unserer Region diesmal nicht nur einen Bus voll bekommen. Das wäre das Ziel, um dort dann 
wirkungsvoll auftreten zu können", so der Hirschberger. 

Norbert Briese (IG Gefell) erinnerte an das Jahr 2004 und die Demonstrationen in Erfurt. Als 
eine der Folgen davon habe die Landesregierung mit Dieter Althaus (CDU) an der Spitze die 
Trinkwasserbeiträge aufgehoben. Eine weitere Korrektur des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes im Interesse der Bürger sei aber seit damals nicht mehr erfolgt. 
Fast alle Ansinnen der Bürger, Parteien und Initiativen zur Abschaffung der anderen Beiträge 
seither sind aber gescheitert. "Eine Schlussfolgerung auch aus der Arbeit der Bürgerallianz 
Thüringen war, dass es im Wahljahr 2009 unbedingt versucht werden muss, hier nochmals 
Anlauf zu nehmen, um unsere Ziele wirksam durchzusetzen", stellte der Gefeller am Montag in 
der Bürger-Runde fest. 
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